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(3) Als Einkünfte für die Zwecke der Sozialversicherung 
gelten bei selbständig Tätigen, für die zur Ermittlung der 
steuerpflichtigen Einkünfte eine Kostenpauschale von 75% 
und mehr Anwendung Endet (z. B. Inhaber privater Wäsche­
reien und Plättereien), die Einnahmen, vermindert um die 
tatsächlichen Kosten, wenn hierzu ein entsprechender Antrag 
gestellt wird.

(4) Für selbständig Tätige, die nach der Anordnung vom
15. Dezember 1970 über die Gewährung von Steuerermäßigung 
für Betriebe und Bürger, die für ihre Erzeugnisse und Lei­
stungen keine Preise der Industriepreisreform bzw. Preise 
aus planmäßigen Industriepreisänderungen erhalten haben 
(GBl. II Nr. 96 S. 681) Steuerermäßigung erhalten, ergibt sich 
der Gesamtbetrag der aus der versicherungspflichtigen 
Tätigkeit im Kalenderjahr erzielten Einkünfte aus den effek­
tiv erzielten steuerpflichtigen Einkünften zuzüglich der 
Steuermäßigung, die als Ausgleich für die eingetretenen 
Mehraufwendungen im betreffenden Kalenderjahr gewährt 
werden.

Zu § 27 der Verordnung:
§49

(1) Die Versicherungspflicht für das jeweilige Kalender­
jahr ist am Beginn des Kalenderjahres festzustellen, soweit 
sie nicht zu einem späteren Zeitpunkt beginnt.

(2) Die Beiträge und die Unfallumlage sind vom selbstän­
dig Tätigen zu den für die Zahlung der Einkommensteuer 
geltenden Terminen an den Rat des Kreises, Abteilung Finan­
zen, zu entrichten.

(3) Der selbständig Tätige ist für die ordnungsgemäße und 
termingerechte Abführung der Beiträge sowie der Unfall­
umlage für sich und seinen ständig mitarbeitenden Ehegatten 
verantwortlich.

Zu §28 der Verordnung:
§50

Als Zeit der Pflichtversicherung gelten auch Zeiten des 
Bezuges der Mütterunterstützung durch alleinstehende Mütter, 
die bei Beginn der Zahlung der Mütterunterstützung nicht 
sozialpflichtversichert waren.

Zu § 30 der Verordnung:
§51

Der Höchstbetrag der beitragspflichtigen Einkünfte ver­
ringert sich bei gleichzeitiger Ausübung einer anderen Tätig­
keit, für die sich vorrangig Versicherungs- und Beitragspflicht 
ergibt, um die Einkünfte, für die aus dieser anderen Tätigkeit 
Beitragspflicht besteht.

Zu § 31 der Verordnung:
§52

Bemessungsgrundlage für die Beiträge zur Unfallumlage 
sind die beitragspflichtigen Einkünfte, Vergütungen bzw. Ge­
winne der Versicherten.

§53
Die Unfallumlage für Handwerker und im Handwerks­

betrieb ständig mitarbeitende Ehegatten beträgt 0,3% des 
der Berechnung des Jahresbeitrages zugrunde liegenden Ge­
winns bzw. der Einkünfte, vervielfacht mit der Ziffer der Ge­
fahrenklasse. Die Gefahrenklasse ergibt sich aus dem dieser 
Durchführungsbestimmung als Anlage beigefügten Gefahren­
tarif. Bei gemischtwirtschaftlichen Betrieben (z. B. Handwerks­
betrieb und sonstiger Gewerbebetrieb) sind für die Fest­
stellung der Gefahrenklasse die allgemeinen Rechtsvorschrif­
ten über die Unfallumlage* anzuwenden.

* Z. Z. gilt die Achte Durchführungsbestimmung vom 2. Januar 1957 
zur Verordnung über Sozialpflichtversicherung - Deckung der Lasten 
aus Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten - (GBl. I Nr. 3 S. 21) ln 
der Fassung der Neunten Durchführungsbestimmung vom 14. Ja­
nuar 1958 (GBl. I Nr. 8 S. 82).

Zu § 33 der Verordnung:
§54

Werden an pflichtversicherte Genossenschaftsmitglieder 
gemäß § 8 Abs. 1 der Verordnung Einkünfte, die im § 10 
Absätze 1 und 2 genannt sind, sowohl von der Genossen­
schaft als auch von der kooperativen Einrichtung ausgezahlt, 
hat die Genossenschaft die entsprechenden Eintragungen im 
Ausweis für Arbeit und Sozialversicherung vorzunehmen. 
Die kooperative Einrichtung hat in diesen Fällen der Ge­
nossenschaft die erforderlichen Angaben zu übermitteln. Die 
kooperative Einrichtung hat die jährliche Errechnung und 
Erfassung der Gesamtsumme der beitragspflichtigen Ein­
künfte und die Eintragungen im Ausweis für Arbeit und 
Sozialversicherung nur dann vorzunehmen, wenn im § 10 
Absätze 1 und 2 genannte Einkünfte ausschließlich von ihr 
direkt an die Genossenschaftsmitglieder ausgezahlt werden.

§ 55
Als Arbeitsausfalltage gelten für die nach § 8 Abs. 2 der 

Verordnung pflichtversicherten delegierten Mitglieder Ar­
beitstage, für alle anderen Versicherten Kalendertage, für die 
gemäß § 28 der Verordnung die Pflichtversicherung nicht 
unterbrochen wird.

§ 56
Die Anzahl der Arbeitsausfalltage aus den im § 28 der 

Verordnung genannten Gründen ist von den sozialistischen 
Produktionsgenossenschaften, den kooperativen Einrichtungen 
und den Kollegien jährlich für jeden Versicherten zu er­
rechnen und von der für die Eintragungen im Ausweis für 
Arbeit und Sozialversicherung zuständigen Stelle in diesem 
einzutragen.

Zu § 34 der Verordnung:

§57
Für Versicherte, die gemäß § 25 Abs. 2 der Verordnung 

einen auf 10 % der beitragspflichtigen Einkünfte festgesetz­
ten Beitrag zahlen, ist bei der jährlichen Eintragung der 
beitragspflichtigen Einkünfte im Ausweis für Arbeit und 
Sozialversicherung durch den Rat des Kreises, Abteilung 
Finanzen, der Vermerk „Beitragssatz 10 %“ anzubringen.

Zu §§ 36 und 69 der Verordnung:
§58

Bei der Inanspruchnahme bzw. Beantragung von Leistun­
gen ist der Ausweis für Arbeit und Sozialversicherung bzw. 
der entsprechende Versicherungsausweis der Stelle, die die 
Leistungen gewährt, vorzulegen.

Zu § 36 Absätze 1 und 4 der Verordnung:
§59

(1) Der Anspruch auf Sachleistungen, der während der 
Dauer der Pflichtversicherung oder innerhalb von 3 Wochen 
nach dem Ausscheiden aus der Pflichtversicherung eingetreten 
ist, endet mit Ablauf der 26. Woche nach dem Ausscheiden 
aus der Pflichtversicherung. Werden über die 26. Woche hin­
aus Geldleistungen gezahlt, endet der Anspruch auf Sachlei­
stungen mit Ablauf der Zahlung der Geldleistungen.

(2) Für die Dauer der Zahlung von Geldleistungen nach dem 
Ausscheiden aus der Pflichtversicherung werden Sachleistun­
gen auch für alle Ansprüche gewährt, die später als 3 Wochen 
nach dem Ausscheiden aus der Pflichtversicherung eingetre­
ten sind.

(3) Wegen der Folgen eines Arbeitsunfalls oder einer Be­
rufskrankheit besteht nach dem Ausscheiden aus der Pflicht­
versicherung zu jeder Zeit Anspruch auf Sachleistungen ohne 
zeitliche Begrenzung.


